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TOP : 1. Ergänzung und Änderung des Bebauungsplans Nr. 29 „Strandversorgung“
o der Gemeinde Ostseebad Binz

hier Abwägungsbeschluss nach §~ 3 Abs.2 und 4 Abs. 2 BauGB

Beschlussvorschlag:
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 10.12.2020 über Anregungen
zur 1. Ergänzung und Änderung des Bebauungsplans Nr. 29 „Strandversorgung“ der
Gemeinde Ostseebad Binz gemäß §~ 3 Abs. 2 und 4 Abs.2 BauGB in der vorliegenden
Fassung vom 23.03.201 8, Stand 04.08.2020.

Begründung:
Die Gemeindevertretung hat in ihrer Sitzung am 07.07.2016 mit Beschluss-Nr. 302-15-
2016 die Aufstellung der 1. Ergänzung und Änderung des Bebauungsplan Nr. 29
„Strandversorgung“ der Gemeinde Ostseebad beschlossen. Die Offenlage ist erfolgt.
Die Träger öffentlicher Belange und sonstigen Behörden sind zur Abgabe einer
Stellungnahme aufgefordert worden. Gemäß § 1 Abs. 7 i.V.m. § 4 Abs. 1 BauGB sind
die in der Anlage —Abwägungsvorschlag — aufgeführten und fristgemäß vorgebrachten
Anregungen zu prüfen und abzuwägen.

Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die öffentlichen und privaten Belange
gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. Das Ergebnis ist den
Beteiligten mitzuteilen.



Finanzielle Auswirkungen

D Einnahmen N Mittel stehen zur
Verfügung
Produkt : 05.11.0000
Sachkonto: 56255000

D keine haushaltsmäßige Berührung fl Mittel stehen nicht zur
Verfügung

Bemerkungen:

Frauen- und gleichstellungsrelevante Auswirkungen: El ja ~ nein
Begründung:

Anlagen: ~ Abwägungsempfehlung EI keine
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Entscheidungsergebnis
1. Ergänzung und Anderung des Bebauungsplan Nr. 29 »Strandversorgung“ der
Gemeinde Ostseebad Binz
hier: Abwägungsbeschluss nach §~ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB

Ausschuss für Bau, Verkehr und
Umwelt

überwiesen in den
_________________________________________________ Ausschuss:

Hauptausschuss

Der Ausschuss Bau, Verkehr und Umwelt beschließt in seiner Sitzung am
16.09.2020 den Tagesordnungspunkt — 1. Ergänzung und Anderung des
Bebauungsplan Nr. 29 „Strandversorgung“ hier: Abwägungsbeschluss- von der
Tagesordnung zu nehmen. Der Beschlussvorschlag ist auch dem
Betriebsausschuss zur Beratung vorzulegen und dann im Bauausschuss zu
beraten.

Gremium: Sitzung am: 16.09.2020

‘ D einstimmig Ja Nein Enthaltung

~ Lt. Beschlussvorschlag El Beschluss
abgelehnt

El abweichender Beschluss

~ zurückgestellt El zurückgezogen

Ergebnis:

Wiedervorlage:

Gemeindevertretung



Entscheidungsergebnis:

Beschlussvorschlag zur 1. Ergänzung und Änderung des Bebauungsplanes Nr. 29
„Strandversorgung“ der Gemeinde Ostseebad Binz
hier Abwägungsbeschluss nach §~ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB

Ergebnis:

überwiesen in den
Hauptausschuss

Der Betriebsausschuss empfiehlt die Beschlussfassung zur 1. Ergänzung und
Anderung des Bebauungsplanes Nr. 29 „Strandversorgung“ der Gemeinde
Ostseebad Binz, Abwägungsbeschluss nach §~ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB
entsprechend der beigefügten Anlage 1 durch die Gemeindevertretung am
10.12.2020.

Gremium: Taurismusausschuss des
Eigenbetriebes Binzer Bucht
Tau rism us

Sitzung am: 20.10.2020

einstimmig Ja Nein Enthaltung
11 0 0

IEI Lt. Beschlussvarschlag D Beschluss
abgelehnt

~ abweichender Beschluss

D zurückgestellt D zurückgezogen

Wiedervorlage:



TOP 6.: Beschlussvorschlag zur 1. Ergänzung und Änderung des Bebauungsplanes Nr. 29
„Strandversorgung“ der Gemeinde Ostseebad Binz
hier: Abwägungsbeschluss nach §~ 3 Abs. 2 und 4 Abs.? BauGB

Herr Gardeja gibt Erläuterungen zum Beschlussvorschlag. Der B-Plan 29 regelt grundsätzlich die
Strandversorgung. Der B-Plan 29 wurde 2011 erstmals mit dem Ziel auf den Weg gebracht, nicht
nur die Versorgung des Strandes, sondern auch mit sämtlichen Funktionen am Strand, wie z. B.
Wassersportstützpunkte, Eisverkauf in bestimmte Bereiche zu setzen und diese auch für
körperlich Herausgeforderte umzusetzen. 2017 wurde beschlossen, dass auf Grund der
Erweiterung des Ortsteiles Prora eine erste Änderung des Bebauungsplanes vorgenommen
werden soll, um auch in Prora die Gültigkeit zu haben, welche derzeit bis zur Kaimauer geht und
den Gültigkeitsraum des Bebauungsplanes entsprechend bis an die Gemarkungsgrenze
Mukran/Sassnitz mit der Gemeinde Binz zu erweitern. Die Gemeinde hat ein Planungsbüro mit
der Umsetzung des veränderten Bauleitverfahrens beauftragt. Der Entwurf wurde den
Sitzungsunterlagen beigefügt.

Die wichtigsten Punkte, die diskutiert werden sollten:

Anlage 1

- Die Größenordnung der Strandbars ist definiert auf 15 m2. Das StALU hat eine Erweiterung
dieser Kapazitäten zugestimmt, welche im B-Plan nicht berücksichtigt wurde. Diesbezüglich sind
Gespräche mit dem Planungsbüro erfolgt — eine textliche Anpassung ist vorgesehen. Mit dem
StALU wurde eine Flächenerweiterung von 8 m2 verhandelt.

- Seite 7 Pkt. 1.3. — Hier sind Altdaten aus dem ersten Bebauungsplan enthalten. Dieser Absatz
kann komplett entfernt werden.

- redaktionelle Fehler aufgefallen: Seite 11- Strand-WC (nicht konkret)

- Anmerkung zum Ausbau der Neuerung der Strand-WC im Ortsteil Binz. Die Größen der
Baufelder sind nicht entsprechend des Beschlusses der Gemeindevertretung von 2019. Ist auch
im Planwerk erfasst. Baufeldbreite von max. 12 m2 und auf 2 Standorten auf max. 15 m2
Baufeldbreite. Dazu erfolgte eine Rücksprache mit Herrn Reith. Er empfiehlt die Beschlüsse den
vorliegenden Entwürfen der vorgezeichneten Baufeldgrößen anzupassen. Begründet soll das
werden mit möglichen Anlagen innerhalb eines Baufensters, wie Treppen, Rollstuhlauffahrten,
Fahrradstellplätze oder Dachüberständen. Die Gemeindevertretung hat im November 2019 die
max. Gebäudegrößen mit einem Beschluss festgelegt. Herr Reith regt an, zukünftig darauf zu
achten, dass die Beschlussfassungen Gültigkeit haben.

- Ein weiterer Punkt der eingebracht wurde, dass Differenzen in der Aufsummierung im
Erläuterungsteil und auch in den Planzeichnungen enthalten sind. Das betrifft die Baufelder, 7
mx 14,5 m, ist kleiner als die dort definierte Gebäudegrundfläche von 120 m2.
Dieser Sachverhalt muss geklärt werden.
Das StALU hat eine textliche Festsetzung vorgenommen. Hier ist zu prüfen, ob diese
übernommen wurde (~ 9 Abs. 1 BauGB). Gesamtfestsetzung gemäß der Anhörung des StALU.
5. 2 der Übersicht, Erläuterungsteil 5. 14, dass die Gemeinde Binz oder die Kurverwaltung Binz
die Verkehrssicherungspflicht für die Erdtanks übernimmt. Da Erdtanks eigentlich wegen
Gefahrengründen ausgeschlossen sind, hat das StALU keine Erdtanks zugelassen, auch nicht
übergangsweise und demzufolge besteht auch keine Verkehrssicherungspflicht. Die Prüfung hat
ergeben, dass keine Erdtanks in den Strand eingelassen wurden.

- ???kosten: Es gibt einen Gemeindevertreterbeschluss, dass die Kurverwaltung die Kosten zu
tragen hat.



Hinweis: Die gesamten gestalterischen Empfehlungen (Dachüberstände, Dachformen usw.), die
müssen in die übernächste Woche in Bezug auf die letzte Abstimmung mit den Betreibern
verschoben werden. In der nächsten Sitzung des Betriebsausschusses können die
Gestaltungsfibel und auch die Strandkategorien vorgestellt werden. Die Gestaltungsfibel kann
in der nächsten Sitzung beschlossen werden. Die Gestaltungsfibel ist Vertragsbestandteil der
Pächter und Betreiber. Deshalb gilt, den Gemeindevertreterbeschluss von 2011
dementsprechend anzupassen.

Dr. Tomschin informiert über grammatikalische Änderungen (Exemplar mit Fehlerkorrekturen
ist mitgegeben):
5. 2 und 5. 7 Grünfläche Stand — Ist das korrekt?
S. 10—Anschluss Medien; Ent-/Versorgung
5. 11—jährlich neu zu errichtende Dünenzäunung — Soll das so sein?
5. 13 - Medien/Ver- und Entsorgung
Gemeindebauleistungen —Zur Diskussion stellen.
5. 15 — Behebung von Schäden (unten 3.1)
S.14— Gemeinde baut Leitungen?
S.17—Versorgung Medien...

Abstimmung zur Anlage 1
Ja-Stimmen: 11 (einstimmig)

Frau Dr. Tomschin stellt den Antrag, über das Sachkonto für die finanziellen Auswirkungen in
dem Beschlussvorschlag abzustimmen und auf das Sachkonto der Kurverwaltung umzulegen. Im
Beschlussvorschlag für die finanzielle Auswirkungen ist das Sachkonto der Gemeindeverwaltung
benannt.

Ja- Stimmen: 11 (einstimmig)

Abstimmung über den Beschlussvorschlag zum Abwägungsbeschluss einschließlich der beiden
vorgenannten Änderungen:

Ja-Stimmung: 11 (einstimmig)

TOP 7: Beschlussvorschlag zur 1. Ergänzung und Änderung des Bebauungsplanes Nr. 29
„Strandversorgung“ der Gemeinde Ostseebad Binz
hier: Satzungsbeschluss nach § 10 Abs. 1 BauGB

Frau Dr. Tomschin sagt, dass das Thema B-Plan 29 ausführlich besprochen, die Anlagen als solche
zum vorherigen TOP positiv bestätigt wurden. Deshalb erfolgt die Abstimmung, den
Tagesordnungspunkt mit den beiden bereits im TOP 6 beschlossenen Anträgen so anzunehmen.

Abstimmung:
Ja-Stimmen: 11 (einstimmig)



Entscheidungsergebflis
1. Ergänzung und Änderung des Bebauungsplan Nr. 29 »Strandversorgung“ der
Gemeinde Ostseebad Binz
hier: AbwägungsbeschluSS nach §~ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB

Gremium: [Äiisschuss für Bau, Verkehr und Sitzung am: [iä~1O.2O2O
Umwelt

[~ einstimmig Ja Nein Enthaltung überwiesen in den
L~ 9 0 0 Ausschuss:
~ Lt. Beschlussvorschlag ~ Beschluss HauptausschUss

abgelehnt Wiedervorlage:
U abweichender Beschluss

~erneindevertretung
~ zuruckgestellt D zurückgezogen

Ergebnis:

Der Ausschuss Bau, Verkehr und Umwelt empfiehlt der GemeindeveI1~fetun9 in
ihrer Sitzung am 10.12.2020, über Anregungen zur 1. Ergänzung und Anderung
des Bebauungsplan Nr. 29 „Strandversorgung“ der Gemeinde Ostseebad Binz
gemäß §~ 3 Abs. 2 und 4 Abs.2 BauGB, in der vorliegenden Fassung vom
23.03.2028, Stand 04.08.2020 zu beschließen.
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Abwägungsvorschlag
Stellungnahmen im Rahmen der Behörden- und Offentlichkeitsbeteiligung nach § 3 (2) und
§ 4(2) BauGB und § 2 BauGB zur 1. Ergänzung und Anderung des Bebauungsplanes Nr.29
„Strandversorgung“ der Gemeinde Ostseebad Binz

1) Anregungen und Bedenken der Träger öffentlicher Belange nach § 4 BauGB

1.1) Landkreis Vorpommern Rügen, Stellungnahme vom 05.02.2020

Aus Sicht des Umweltschutzes (Bodenschutz und Immissionsschutz) sowie der Bauaufsicht gibt es keine
weiteren Anregungen.
1. Städtebauliche und planungsrechtliche Belange

Gemeinde OB Binz, 1. Änd.+ Erg. BP Nr.29 „Strandversorgung“,
Abwägung nach § 3 (2) und § 4 (2) BauGB

~nregungen und Bedenken Abwägung

Sachdarstellung ist zutreffend. Es ist jedoch darauf hin
zuweisen, dass die zusätzlichen Baugebietsflächen be
reits mit entsprechenden Sanitäranlagen bebaut sind.

Die Gemeinde Ostseebad Binz überpiant durch
die o.g. Ergänzung (betrifft 4 Teilbereiche) und
\nderung (ebenfalls 4 Teilbereiche) den seit 2012
rechtkräftigen Bebauungsplan. Dieser beinhaltet
nsgesamt 17 Teilflächen (Teilflächen 1-16 sowie
feilfläche A). Innerhalb einer Teilfläche wurde
ursprünglich ein Sondergebiet ~Strand“ mit einer
zulässigen Grundfläche von 100 rn2 festgesetzt,
velches der sanitären Versorgung sowie der Was
serrettung dienen soll. Die vorliegende Planung
beinhaltet neben der Anderung und Vergrößerung
dieses Sondergebietes (s.u. Teilfläche 7) zusätz
ich die Schaffung von sieben weiteren Sonderge
bieten mit bis zu 250 m2 zulässiger Grundfläche.
Dies bedeutet eine erhebliche Erweiterung von
Baugebietsflächen.

Den Aussagen innerhalb der Begründung (Seite 7)
zum Entwicklungsgebot gemäß § 8 Abs. 2 BauGB
kann nicht gefolgt werden. Im Flächennutzungs
plan sind weder Flächen noch Piktogramme für
iie hier getroffenen Festsetzungen vorgesehen.

Überdies sind laut Begründung (Seite 5) die in den
estgesetzten Sondergebieten zulässigen Anlagen
(Rettungstürme und Sanitäranlagen) nach § 35
BauGB im Außenbereich privilegiert. Hier stellt

~ussage ist nicht zutreffend. Der Flächennutzungsplan
stellt den gesamten Strand als Grünfläche mit der
Zweckbestimmung Bade- und Sportstrand dar; Planun
gen für funktional dieser Nutzung zuzuordnende bauliche
ftnlagen sind demnach vom Entwicklungsgebot gedeckt.

Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es ist aber darauf
hinzuweisen, dass keine Außenbereichsflächen nach §
35 BauGB überplant werden. lnsb. die neuen Teilflächen
17 und 18 liegen nicht im Außenbereich nach § 35
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sich somit die Frage des städtebaulichen Erfor
dernisses zur Regelung und Festsetzung von
Baugebieten in vorliegender Dimension.

\us den Planunterlagen geht nicht schlüssig her-
tor, warum einerseits Baugebiete mit o.g. Zuläs
sigkeit in vorliegender Größenordnung sowie an
dererseits Flächen mit besonderen Nutzungs
zweck (u. a „WC“ und „DLRG‘) festgesetzt wer
Jen. Wobei Letzteren innerhalb der Planzeichen
erklärung eine Angabe der Rechtsgrundlage fehlt
und diese auch nur unter „sonstige Planzeichen“
statt als eigenständige Festsetzungen aufgeführt
sind. Textliche Festsetzungen werden dazu nicht
getroffen.
Joraussetzung für eine Festsetzung von Flächen
mit besonderen Nutzungszweck nach § 9 Abs. 1
Nr. 9 BauGB ist, dass für den angestrebten Nut
zungszweck keine Festsetzungsmöglichkeit im
BauGB oder in der BauNVO vorgesehen sein darf
und sich der besondere Nutzungszweck aus spe
~ifischen Standortanforderungen ergibt. Solche
speziellen städtebaulichen Standortanforderungen
liegen hier vor. Die Planung sollte entsprechend
überarbeitet werden. Die Begründung ist folglich
zu ergänzen.

BauGB liegen, sondern in einem Plangebiet nach §~Ö~
BauGB. In allen übrigen Teilflächen gelten bereits die
Festsetzungen des 6-Plans, hier handelt es sich um eine
~nderung des bestehenden Planungsrechts.

Im Rahmen der Änderung sollen für die Sanitäranlagen
auch in Kombination mit Rettungseinrichtungen einheit
lich sonstige Sondergebiete ausgewiesen werden; Flä
chen mit besonderem Nutzungszweck wurden unverän
Jert aus der Ursprungsplanung übernommen, daher wa
ren auch die spezifischen städtebaulichen Standortanfor
derungen, die diese Ausweisung legitimiert, im Rahmen
der Anderung nicht erneut in der Begründung zu erläu
:ern.
Die Festsetzung besonderen Nutzungszweck ist nach
PlanZV unter der Uberschrift sonstige Planzeichen ge
‘asst.

~us der Begründung geht überdies ebenfalls nicht Für den Strandabschnitt Binz handelt es sich um eine
hervor, welche Gründe für die getroffene Auswahl tergleichsweise geringfügige Anpassung; die Festlegung
sn Strandübergängen vorliegen (z.B. warum an- über die mit einer Versorgunseinrichtung auszustatten
dere Strandübergänge nicht überplant werden). den Strandabgänge wurde bereits im Rahmen der Ur

sprungsplanung getroffen und ist hier nicht mehr zu be
‚jründen.
Im Bereich Prora ist die Erreichbarkeit des Strandes mit
Versorgungseinrichtungen aufgrund des durchgehenden
privaten Gebäudekomplexes schwierig, so dass Strand
versorgung nur im Kombination mit den Rettungstürmen
iorgesehen wird, für die eine Erschließung gesichert ist.

Innerhalb der Teilfläche 1 wird in der jetzigen Pla- In der Ursprungsplanung wurden Standorte sowohl als
nung die Fläche mit besonderem Nutzungszweck Fläche mit besonderem Nutzungszweck (Teilfläche 1 12)
„WC“ in ein Sondergebiet „SO Strand“ mit einer aus auch als Sondergebiet (Teilfläche 7) normiert.
Grundfläche von maximal 120 m2 umgewandelt. Bei der Überarbeitung wurde einheitlich nur für eigen
Rer Grund für Neuausweisung ist der Begründung ständige Rettungstürme die Ausweisung als Fläche mit
nicht zu entnehmen, besonderem Nutzungszweck beibehalten, ansonsten für
Die grau hinterlegte Fläche des Rettungsturmes die Sanitäranlagen aber eine Festsetzung als Sonderge
ist zu überarbeiten. Es ist nicht ersichtlich, um biet gewählt. Die WC-Anlagen sind für den Strandbetrieb
~‘elche Fläche bzw. Festsetzung es sich handelt erforderlich, aber nicht auf einen spezifischen Standort
(Zweckbestimmung? Rechtsgrundlage?). ‘estgelegt, so dass es einen Unterschied hinsichtlich des

zwingenden Erfordernisses der jeweiligen Standorte gibt.
Die Teilfläche 5 erhält ebenfalls eine zusätzliche so.
Sondergebietsfläche für die WC-Errichtung mit Sachdarstellung ist zutreffend. In der Begrünung heißt es
einer maximalen Grundfläche für bauliche Anlagen hierzu: „Für Teilfläche 5 (Strandzugang 23) wird im An
ton 120 m2. schluss an den dort bereits vorhandenen DLRG

Rettungsturm eine zusätzliche Baugebietsfläche für ein
öffentliches Strand-WC ergänzt (Baufenster 7,0 / 14,5 m
bei 120 qm Gebäudegrundfläche). Angesichts der Vorga
ben des Küstenschutzes muss das neue Gebäude dicht
parallel zur Strandpromenade platziert werden, damit es
nicht in den Abrasionsteil der Düne (hier ca. 28 m vom

Gemeinde OB Binz, 1. Änd.+ Erg. BP Nr. 29 .Strandversorgung‘.
Abwägung nach § 3 (2) und § 4(2) BauGB
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seeseitigen Dünenfuß) hineinragt.“
In der Teilfläche 7 wird die Baugebietsfläche „so s.o.
Strand‘ verlagert und die zulässige Grundfläche In der Begrünung heißt es hierzu: ‚Für Teilfläche 7
baulicher Anlagen von 10Dm2 auf 120 m2 erhöht. (Strandzugang 28) wird für die bisherige WC-Anlage 4
Dabei wird zusätzlich ein Teil der vorherigen Son- (ca. 50 qm) eine Erweiterungsmöglichkeit geschaffen.
iergebietsfläche als Fläche mit besonderem Nut- Das bisher eng am Bestand geführte Baufenster (5,5 1
zungszweck ‚DLRG“ neu ausgewiesen (Rechts- 8,5 m) wird auf 7,0/ 14,5 m erweitert, die zulässige
grundlage?). Warum dieser Flächen- und Festset- Grundfläche von 100 qm auf 120 qm angehoben. Durch
zungstausch vorgenommen wurde, erschließt sich iie Vergrößerung der Baugebietsfläche sowie der zuläs
auch hier nicht aus der Begründung. sigen Gebäudegrundfläche ergibt sich eine zusätzliche

Bebauung auf rund 30 qm Dünenfläche.“
reilfläche 9 und Teilfiäche 10 sind als Ergän- ~uf eine Überplanung der Teilfläche 9 und Teilfläche 10
zungsbereiche innerhalb der Planzeichnung auch wird verzichtet.
so zu betiteln. Die neuen Baugebiete besitzen hier
eine Größe von 225 m2 und 240 m2.

In Teilfläche 12 soll ebenfalls eine 213 m2 große ~uf eine Überplanung der Teilfläche 12 wird verzichtet.
Sondergebietsfläche „Strand“ mit 100 m2 zulässi
ger Grundfläche neu ausgewiesen werden.

reilfläche 17 und Teilfiäche 18 enthalten jeweils Es handelt sich jeweils um kombinierte Anlagen mit Sani
große Baugebiete bis mit zu 250 m2 zulässiger äranlage und Rettungsturm. Die Anlage in Teilfläche 17
Grundfläche. Aus der Begründung ist u.a. nicht %‘urde bereits errichtet.
ersichtlich warum hier eine Zweigeschossigkeit
der Gebäude notwendig ist.

Generell werden keine weiteren Aussagen zur \ngaben zur Höhenentwicklung sind aus Sicht der Ge
Höhe der baulichen Anlagen getroffen, obwohl meinde nicht erforderlich, da Baurecht ausschließlich für
sich die Planung innerhalb des sensiblen Küsten- kommunale Vorhaben geschaffen wird und sich die Höhe
bereichs befindet, aus der jeweiligen Funktion des Gebäudes ergibt.

Die Festsetzung zum Artenschutz (hier Vermei- Bei Teilfläche 18 handelt es sich um den einzigen gänz
~ungsmaßnahme) bezieht sich lediglich auf die lich unbebauten Standort, der zudem im DT Prora und
teilfläche 18. Da es sich um einen Angebotsbe- damit im bekannten Verbreitungsgebiet der Art liegt. Im
bauungsplan mit Teilflächen ähnlicher örtlicher Falle eines Ersatzneubaus an den anderen Standorten
Joraussetzungen handelt und somit Baumaß- wäre davon auszugehen, dass die Vergrämungswirkung
nahmen innerhalb der dafür ausgewiesenen Flä- der bisherigen Nutzung ausreicht, um eine Besiedelung
chen generell zulässig sind, wäre zu prüfen ob die der Fläche zu verhindern. Für die Düne im DT Binz lie
Jermeidungsmaßnahme nach Festsetzung 1.4. bei gen zudem keine Verbreitungsnachweise für die Art vor.
zukünftigen Bauarbeiten nicht auch generell in
nerhalb des Geltungsbereiches von Bedeutung
sein könnte.

In allen-Teilflächen sollen innerhalb der im Strand- Die Zulässigkeit der temporären Strandkioske ist bereits
und Dünenbereich ausgewiesenen Grünflächen Gegenstand der Ursprungsplanung, nur für die neuen
Kioske zulässig sein. Bezüglich der Zulässigkeit teilflächen 17 und 18 ist die Strandversorgung Gegen-
dieser Versorgungseinrichtungen innerhalb von stand der Planung. Im Sinne der Einheitlichkeit wird die
Grünflächen verweise ich auf meine Stellungnah- ursprüngliche Festsetzungssystematik beibehalten, da
me vom 25. April 2018. diese sich in den letzten Jahren seit In-Kraft-Treten des

Ursprungsplans bewährt hat.
Innerhalb der Begründung sind die Ausführungen Hinweis wird berücksichtigt.
zum Thema Denkmalschutz dem Ursprungsplan
anzupassen (betrifft hier u.a. den Denkmalbereich
und auch das Einzeldenkmal in Teilfiäche 1).

Die festgesetzten Waldflächen finden sich nicht Hinweis wird berücksichtigt.
innerhalb der Planzeichenerklärung wieder.

Gemäß Seite 10 der Begründung befindet sich Das Forstamt wurde beteiligt.
angrenzend an den Geltungsbereich (u.a. der
Ergänzungsfiächen) Wald i. 5. d. § 2 LWaLdG M
d~ Das zuständige Forstamt ist im Planverfahren
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zu beteiligen.

Festsetzungen (hier Maßnahmenf]äche) und Die Gliederung der Planzeichenerklärung entspricht der
Nachrichtliche Ubernahmen (Landschaftsschutz- ftnlage zur PlanZV. Die gesetzliche Grundlage wird be
gebiet, Biotop) sind entsprechend ihres rechtli- nannt, sofern diese alleine ausreichend ist für den
chen Charakters getrennt voneinander aufzufüh- Schutzstatus.
ren (~ 2 Abs. 1 PIanZV).
Bei allen nachrichtlichen Übernahmen (hier Land
schaftsschutzgebiet, Biotop, Denkmal und Ge
vässerschutz) ist die jeweils entsprechende ge
setzliche Grundlage die zur Ubernahme bestimmt
mit anzugeben.

Die Planzeichnung ist durch die Vielfalt an überla- Hinweis wird nicht berücksichtigt. Die Plangraphik der
gernden Festsetzungen unübersichtlich. Bei- Ursprungsfassung wird beibehalten.
spielsweise sind die zugehörigen Flächen zur
Festsetzung Nr. 1.3 innerhalb der Planzeichnung
kaum auffindbar. Die Ubereinstimmung mit § 2
~bs. 3 PlanZV sollte geprüft werden. Ich empfehle
in eine farbliche Darstellung.

Die gelbe Darstellung der bestandskräftigen Be- Hinweis wird nicht berücksichtigt, da es sich um eine rein
bauungspläne sollte in die Legende unter „sonsti- informatorische Darstellung ohne Festsetzungscharakter
ge Planzeichen“ aufgenommen werden. handelt.

Zur besseren Orientierung schlage ich vor, die Hinweis wird nicht berücksichtigt.
roten Markierungen innerhalb der Ubersichtskarte
des Plandokumentes mit den Nummern der ein
zelnen Teilflächen zu versehen.

II. Wasserwirtschaft

~nregungen und Bedenken Abwägung

~us wasserrechtlicher Sicht wird der Planung zu- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
gestimmt. Die Stellungnahme der unteren Was
serbehörde zum Vorentwurf wurde in der vorlie
genden Planung berücksichtigt.

III. Naturschutz

~nregungen und Bedenken Abwägung

reilflächen der vorgelegten Planung befinden sich Hinweis wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt.
im Landschaftsschutzgebiet Ostrügen. Für das Die Ausnahme wird zeitnah beantragt.
weitere Verfahren ist eine Ausnahme von den
Belangen des Schutzgebietes bei der UNB zu
beantragen. Die Beantragung soll durch die Ge
meinde demnächst erfolgen.

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befin- Hinweis wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt.
den sich gesetzlich geschützte Biotope. Die erfor- Die Ausnahme wird zeitnah beantragt.
derliche Beantragung einer Ausnahme von den
/erboten des § 20 NatSchAG M-V wird durch die
Gemeinde demnächst erfolgen.

Das Plangebiet liegt vollständig in dem mit einen Hinweis wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt.
Bauverbot belegten 150 m-Küsten- und Gewäs- Die Ausnahme wird zeitnah beantragt.
serschutzstreifen nach § 29 NatSchAG M-V. Im
Planverfahren wird die Beantragung einer Aus
nahme für die unter die Verbote fallenden Nutzun
gen erforderlich.

Bei der vorgelegten Planung fällt auf, dass die ~ussage ist nicht nachvollziehbar. Die Abgrenzung der
ausgewiesenen Sondergebiete sehr groß dimen- Sondergebiete entspricht dem vorgesehenen Baufeld
sioniert sind. Da die Planung sich u.a. im Land- zuzüglich einer schmalen Abstandsfläche (Baumaßnah
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schaftsschutzgebiet Ostrügen und in gesetzlich
jeschützten Biotopen befindet und auch arten
schutzrechtliche Probleme zu beachten sind, sind
Jie Sondergebiete auf ein unbedingt erforderliches
Minimum zu beschränken.

~uf Seite 32 des Umweltberichtes wird die Fällung
ion drei Bäumen avisiert. Aus den Unterlagen war
nicht erkennbar, wo sich diese Bäume befinden.
Ebenso wurden aufS. 32 Müll- und Schuttablage
rungen und das Vorhandensein ungenutzter und
Menig genutzter Gebäude beschrieben und die
~bsicht der Gemeinde Flächen gärtnerisch anzu
legen. Diese Aussagen passen nicht zu der vorlie
genden Planung (siehe auch Erfassung der Bio
optypen 5. 34) und sind zu überprüfen.

Zu den artenschutzrechtlichen Belangen ist fol
gendes zu berücksichtigen: Die vorgelegten Unter
agen sind weitgehend prüffähig und die Darle
gungen größtenteils nachvollziehbar. Kartierungen
haben nicht stattgefunden, so dass die Betrach
ungen auf Basis von vorhandenen Daten oder
Potenzialabschätzungen erfolgen. Den ausführen
len Baufirmen sind die naturschutzrechtlichen
\uflagen zur Kenntnis zur Verfügung zu stellen.

Folgende Nachforderungen werden jedoch erho
ben bevor eine artenschutzrechtliche Genehmi
gung in Aussicht gestellt werden kann:
Für die vom Aussterben bedrohte Glattnatter- sind
durch die neuen Anlagen und den damit zu erwar
enden verstärkten Besucherverkehr in diesen
Bereichen (betriebsbedingte Wirkungen) sowohl
ein höheres Tötungs- und Verletzungsrisiko durch
Besucher bzw. Betreiber also auch eine Entwer
ung der vorhandenen Lebensräume durch Stö

rungen statt. Hierbei wäre zu klären, inwiefern die
iorhandenen Mauern mit Spalten und Hohlräumen
eine besondere Lebensraumfunktion für die
Schlangen haben. Die betriebsbedingten Wirkun
gen wurden im AFB nur unzureichend bzw. nicht
nachvollziehbar dargelegt.

me, Angleichung des Niveaus). Die Größe der Gebäude
resultiert aus den funktionalen Anforderungen. Das größ
:e Gebiet (Teilfläche 17) wurde bereits mit Zustimmung
ier UNB bebaut.

Hinweis wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt.

Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es ist aber darauf
hinzuweisen, dass der Bebauungsplan eine Baugeneh
rnigung nicht ersetzt und daher rechtlich nicht geeignet
st, unmittelbare Handlungsanweisung für Baufirmen zu
bieten.

Eine artenschutzrechtliche Genehmigung ist weder für
iie Planung noch die anschließende Baugenehmigung
Drforderlich. Die artenschutzrechtskonforme Umsetzbar
keit der Planung wurde im Artenschutzfachbeitrag nach
]ewiesen, eine Ausnahme nach § 45(7) ist demnach für
iie anschließenden Baugenehmigungen nicht erforder
lich.
Die Aussagen entbehren darüber hinaus jeder Grundlage
und verkehren Ursache und Wirkung. Der Ausbau der
Strandversorgung im DT Binz wird offensichtlich keinen
ierstärkten Besucherverkehr nach sich ziehen, vielmehr
ist das Erfordernis für den Ausbau die Folge der bereits
ierzeit hohen Frequentierung des Strandes im Ostsee-

bad Binz. Für die Standorte in Binz liegen zudem keine
Nachweise für die Glattnatter vor.
~uch im DT Prora ist als Planungsfolge kein erheblich
ierstärkter Besucherverkehr zu erwarten, dieser entsteht
iielmehr durch den bereits planungsrechtlich genehmig
en Ausbau der Beherbergungs- und Wohnungskapazität
sowie der Besucherstellplätze. Mit dem Ausbau der Sani
ärversorgung wird der Erholungs- und Badebetrieb in
jeregelte Bahnen gelenkt, indem z.B. das Betreten der
Dünenbereiche zum Zwecke der Notdurft verhindert wird.

Gemeinde OB Binz, 1. Änd.+ Erg. BP Nr.29 ‚Strandverscrgung,
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IV. Brand- und Katastrophenschutz

~nregungen und Bedenken Abwägung

~us der Sicht des vorbeugenden Brandschutzes Hinweis wird zur Kenntnis genommen und bei der Um-
sind die Grundsätze zur Schaffung ausreichender Setzung berücksichtigt.
~nfahrts-, Durchfahrts- bzw. Wendemöglichkeiten
‘ür Fahrzeuge der Feuerwehr und des Rettungs
dienstes sowie die entsprechend ordnungsgemä
ße Kennzeichnung der Wege und Straßen einzu
halten.
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Die Bereitstellung der erforderlichen Löschwas- Hinweis wird zur Kenntnis genommen und bei der Um
serversorgung von mindestens 48 m3/h ist in der setzung berücksichtigt.
weiteren Planung zu beachten und in der Er
schließungsphase um zusetzen. Das Löschwasser
ist gemäß dem Arbeitsblatt W 405, Stand: Februar
2008, des DVGW für den Zeitraum von 2 Stunden,
innerhalb eines Radius von 300 m bereitzustellen.
Dabei ist zu berücksichtigen, dass dieser Radius
die tatsächliche Wegstrecke betrifft und keine Luft-
linie durch Gebäude bzw. über fremde Grundstü
~ke darstellt.

Gemäß § 2 Abs. 1 ( Ziffer 4) des Gesetzes über Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
den Brandschutz und die Technischen Hilfeleitun
gen durch die Feuerwehren für Mecklenburg- Vor-
pommern vom 31. Dezember2015, in der derzeit
geltenden Fassung, ist die Gemeinde verpflichtet
die Löschwasserversorgung, als Grundschutz, in
ihrem Gebiet sicherzustellen.

V. Kataster und Vermessung

~nregungen und Bedenken Abwägung

Planzeichriung TdIIA s.u.
Die hier vorliegende Ausfertigung der Planzeich
nung bedarf noch einer geringen Uberarbeitung
und ist dann zur Bestätigung der Richtigkeit des
katastermäßigen Bestandes geeignet.

Feilfläche 1: Fehlende Flurstücksgrenzen an der Hinweis wird berücksichtigt.
Gemarkungsgrenze und den Flurstücken 590 und
591 Gemarkung Binz Flur 2.

reilfläche 5: Die Flurstücksnummern 93 und 448/1 Hinweis wird berücksichtigt.
sind nachzutragen.

reilfiäche 7: Katastermäßige Richtigkeit kann be- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
scheinigt werden.

Feilfläche 9: Die Flurstücksnummern 39 und 38/2 \uf die Einbeziehung der Teilfläche wird verzichtet.
sind nachzutragen.

Feilfläche 10: Die Flurstücksnummern 3/2, 4/9 und \uf die Einbeziehung der Teilfiäche wird verzichtet.
1124 sind nachzutragen.

reilfiächel2: Die Flurstücksnummern 5/292 und \uf die Einbeziehung der Teilfläche wird verzichtet.
5/312 sind nachzutragen.

reilfläche 17: Die Flurstücksnummern sind ent- Hinweis wird berücksichtigt.
sprechend der aktuellen Liegenschaftskarte zu
berichtigen.

reilfläche 18: Die Flurstücksnummern sind ent- Hinweis wird berücksichtigt.
sprechend der aktuellen Liegenschaftskarte zu
berichtigen.

Für die gesamte Planzeichnung: Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Unterschei
Jermarkte und unvermarkte Grenzpunkte werden Jung vermarkter und unvermarkter Grenzpunkte ist für
eilweise nicht unterschieden. Planzeichen verde- lie Bauleitplanung ohne Belang.
cken teilweise Flurstücksgrenzen, -grenzpunkte
und -nummern. Die Benennung des jeweiligen
Plangebietes fehlt. Die Plangrundlage ist nicht
bezeichnet. Eine Quellenangabe für den Uber
sichtsplan fehlt.
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~lIe dargestellten Elemente des Liegenschaftska- Hinweis wird nicht berücksichtigt. Der Übersichtlichkeit
Lasters sollten in der Legende aufgeführt werden. segen werden nur Planzeichen im Sinne PlanZV mit
Die Verfahrensvermerke fehlen. Festsetzungsbezug in der Planzeichenerklärung aufge

Führt.

Begründung Hinweis wird berücksichtigt.
Unter Punkt 1.1.1.) „Anlass der Änderung, Plan
gebiet“ sind die Flurstücksnummern für den Er
gänzungsbereich Prora (Teilfläche 17 und 18)
entsprechend der aktuellen Liegenschaftskarte zu
berichtigen.

1.2) Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern

0~nregungen und Bedenken Abwägung

Stellungnahme vom 07.02.2020 s.u.
~us Sicht der durch mich zu vertretenden Belange
der Abteilung Naturschutz, Wasser und Boden
nehme ich zu dem Vorhaben wie folgt Stellung:

ftllgemeine Vorbemerkungen Sachdarstellung ist zutreffend.
Gegenstand des BBP Nr. 29 „Strandversorgung“
war die Sicherung von Versorgungseinrichtungen
(Kiosk mit Terrassenbetrieb). Als Planungsziel
waren unter 1.1.2. auch Festsetzungen zu Art und
Maß der baulichen Nutzung für die angrenzenden
Standorte der Sanitäranlagen angegeben. So wur
den auch Baufenster für WC- und Anlagen für die
Nasserrettung, teilweise in der Düne, festgesetzt.

Zwischenzeitlich wurden die wasserrechtlichen Hinweis wird zur Kenntnis genommen; die Begründung
Bewertungsmaßstäbe aktualisiert, unter denen die wird entsprechend ergänzt.
Errichtung baulicher Anlagen wie Strandtoiletten
und Rettungstürme im Bereich von Dünen, die
dem Küstenschutz als öffentliche Aufgabe im Sin
ne des § 83 Abs. 1 LWaG dienen, zugelassen wer
den können. Danach ist im Reserveteil einer Düne
die Errichtung baulicher Anlagen, auch wenn sie
im Interesse des Allgemeinwohls liegen, aus küs
enschutztechnischen Gründen unzulässig. Selbst

die Errichtung von solchen Anlagen im Sicherheits
eil einer Düne darf nur eine Ausnahme darstellen,

sofern sich keine Alternativen umsetzen lassen.
~uch sind bereits zu den letztgenannten Fällen
Vorgaben wie z.B. Pfahlgründung, Jochabstand
und Mindesthöhe der Konstruktionsunterkante
(KUK) erforderlich.

Unter Berücksichtigung dieser Erfordernisse gab Hinweis wird zur Kenntnis genommen, ergänzend zu den
es zu dem Standort der WC-Anlage am Abgang 23 einzelnen Standorten s.u..
im Ergebnis der 1. Anderung des BBP „Strandver
sorgung“, Vorentwurfsfassung vom 23.03.2018,
~bstimmungen zwischen den Küstenschutzver
antwortlichen und der Gemeinde Ostseebad Binz
zu den küstenschutztechnischen Anforderungen
an die Errichtung einer Strandtoilette. In diese
A~bstimmungen wurde auch die WC-Anlage am
ftbgang 28 (Ergänzung Teilfläche 7) einbezogen,
des Weiteren wurden innerhalb der Abstimmungen
die vorgenannten Prioritäten bzgl. der Errichtung
von WO-Anlagen in der Düne deutlich herausge
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stellt. Im Ergebnis konnte nur eine Errichtung im
Sicherheitsteil der Düne (nicht im Reserveteil) auf
Pfahigründung, allerdings tlw. mit seewärtiger Aus
kragung des Gebäudes, als genehmigungskon
‘orrn deklariert werden.
Der Gemeinde dürfte aufgrund vorheriger Planun
gen grundsätzlich die Lage des Sicherheits- und
Reserveteils bekannt sein. Insofern ist es nicht
‚erständlich, dass die o.a. Grundsätze für die neu
in die 1. Anderung des BBP aufgenommenen WO
\nlagen keine Beachtung fanden.

Zu den einzelnen Teilflächen nehme ich wie folgt
Stellung:
reilfläche 1. Strandabgang 6. ca. KKM R 082,300
Der WO-Standort wird entsprechend der Systema- Sachdarstellung ist zutreffend.
ik in den übrigen Teilflächen als SO „Strand“ statt

als Fläche mit besonderem Nutzungszweck festge
legt.
Laut Planunterlagen handelt es sich um die Erwei
erung des bisher am Bestand geführten Baufens
ers (Erweiterung auf 7,0116,0 m, sonst einheitlich
~bmessung 7,0/14,5 m). Die Abweichung der Grö
ße ist der Tatsache geschuldet, dass im nördlichen
Kopf des Gebäudes zusätzlich die Haustechnik
des Müther-Turms untergebracht ist.
Das derzeitige Gebäude befindet sich teilweise im Das WO-Gebäude ist Bestand, der bestandskräftige
Reserveteil und teilweise im Sicherheitsteil der Bebauungsplan sieht hierfür bereits ein Baufen~ter vor.
Düne. Daher kann nach heutigen Bewertungskrite- Die Erweiterung des Baufensters betrifft ausschließlich
rien der Festsetzung eines Baufensters für das den Sicherheitsteil der Düne, in dem bei Berücksichti
vorhandene WC nicht zugestimmt werden. gung bautechnischer Auflagen ein WO errichtet werden
Denkbar wäre eine ausschließliche Ausweisung kann (siehe Teilflächen 5, 7).
eines Baufensters für den Erweiterungsteil inner- Der vorgeschlagene Kompromiss, eine Baufensterfest
halb des Dünensicherheitsteiles md. Festsetzun- setzung nur für den Erweiterungsteil, ist rechtlich nicht
gen zu baulichen Maßnahmen (z.B. Pfahlgrün- zielführend, da im Rahmen des Bauantrags die Gesamt-
dung) und die Ausweisung des bestehenden Ge- anlage den Festsetzungen des Bebauungsplan entspre
bäudes als „Bestand“ ohne Baugrenzen/-linien. chen muss, unabhängig davon, ob im Bestand Änderun
Die Ausweisung eines Baufensters sollte aus- gen vorgenommen werden oder nicht (d.h. auf das be
schließlich im Sicherheitsteil mcl. Festsetzung stehende Baufenster für das Bestands-WO kann nicht
bautechnischer Maßgaben erfolgen. ‚erzichtet werden.)

Sofern es sich bei dem Müther-Turm um ein Bau- Im Bereich des Müther-Turms wurde durch die Planung
‘enster handelt, wird dieses abgelehnt. keine Anderung vorgenommen, so dass Hinweise hierzu

in der Abwägung nicht berücksichtigt werden können.

reilfläche 5, Abgang 23, zusätzliches WO 3, ca. Die Hinweise werden im Sinne einer Kennzeichnung
KKM R 081,550 nach § 9 (5) Nr. 1 BauGB in die Satzung aufgenommen.
~n diesem Standort erfolgt die zusätzliche Errich- Eine eigenständige Festsetzung kann nicht erfolgen, da
:ung eines Baufensters !ür ein WO (7,0/14,5 m). In es sich letztlich um bauordnungsrechtliche Auflagen
der Begründung zur 1. Anderung des BBP Nr.29 handelt.
sind die küstenschutztechnischen Bedingungen für
die Errichtung der Strandtoilette an dem betreffen
den Standort genannt. Dennoch ist als Festset
zung aufzunehmen, dass für die bauliche Anlage
eine Pfahlgründung mit einem Jochabstand von
5m zueinander zu erfolgen hat. Die Gründung hat
ausschließlich im Sicherheitsteil der Düne zu erfol
gen, das Gebäude kann geringfügig Richtung Os
~en auskragen. Die Pfahlgründung ist so zu be
messen, dass die Standsicherheit des Bauwerkes
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auch bei Ausräumen der Sedimente bis aufl m
NHN (Z.B. infolge Hochwasser) gegeben ist. Die
KUK hat sich an der vorhandenen Dünenoberkan
:e zu orientieren, muss aber mindestens 5,0 m
NHN aufweisen.
Hierzu empfehle ich rechtzeitig vor geplanter Er
richtung der WO-Anlage eine detaillierte Abstim
mung.

Da sich der DLRG-Turm im Reserveteil der Düne Im Bereich des DGLR-Turms wurde durch die Planung
befindet, wird die Festsetzung eines Baufensters keine Anderung vorgenommen, so dass Hinweise hierzu
dafür abgelehnt. in der Abwägung nicht berücksichtigt werden.

feilfläche 7, Abgang 28, WC 4, ca. KKM R 081 ‚200s.o.
~n diesem Standort erfolgt eine Erweiterung des
Baufensters auf 7,0/14,5 m.
~is Festsetzung ist aufzunehmen, dass die
Gründung des WC-Ersatzbaus als Pfahlgründung
mit einem Jochabstand von 5 m zueinander zu
erfolgen hat, die so bemessen sein muss, dass bei
~.usräumen des Sediments infolge Hochwasser
(bis auf 1 m NHN) die Standsicherheit des Bau
werkes weiterhin gegeben ist. Die KUK hat sich an
der vorhandenen Dünenoberkante zu orientieren,
muss aber mindestens 5,0 m NHN aufweisen.

Da sich der DLRG-Turm im Reserveteil der Düne Im Bereich des DGLR-Turms wurde durch die Planung
befindet, wird die Festsetzung eines Baufensters hinsichtlich der Festsetzung der überbaubaren Grund-
dafür abgelehnt. stücksfläche keine Anderung vorgenommen, so dass

Hinweise hierzu in der Abwägung nicht berücksichtigt
werden. Die Zulässigkeit von Nutzungen wurde durch die
etzt engere Festsetzung als Fläche für besonderen Nut
zungszweck jedoch auf den DGLR-Turm eingeschränkt,
öffentliche Sanitäranlagen sind hier nicht mehr zulässig.

feilfläche 9, Abgang 37, WO 5, ca. KKM 80,750 ~tuf die Planung (Ergänzungsbereich) wird verzichtet,
Die Teilfläche 9 soll zur Absicherung des geplanten Teilfläche 9 wird unverändert belassen.
\usbaus der bestehenden WO-Anlage um diese
ergänzt werden. Die Ausweisung dient der Siche
rung des bisher im Außenbereich liegenden
Standorts für die bauliche Erneuerung des WC‘s,
Dhne dass eine flächenmäßige Erweiterung vorge
sehen ist.
Der bauliche Bestand befindet sich im Reserveteil
der Düne. Damit kann der Ausweisung eines Bau
ensters für die WC-Anlage nicht stattgegeben
verden.

feilfläche 10, Abgang 46, WO 6, KKM 80.250 ~uf die Planung (Ergänzungsbereich) wird verzichtet,
Die Teilfiäche 10 solI bestandsorientjert zur Zulas- Teiltläche 10 wird unverändert belassen.
sung der baulichen Erneuerung des im Außenbe
reich liegenden Sanitärgebäudes ergänzt werden.
Der bauliche Bestand befindet sich im Reserveteil
der Düne. Damit kann der Ausweisung eines Bau
~nsters für die WO-Anlage nicht stattgegeben
werden.

reilfiäche 12. Abgang 51, nördlich KKM 79,700 ftuf die Planung (Änderung) wird verzichtet, Teilfläche 12
\n diesem Standort ist eine Vergrößerung der in wird unverändert belassen.
Kombination mit dem Rettungsturm 7 bestehenden
NO-Anlage vorgesehen (Anbau einer Behinderten
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:oilette).
Der Bestand sowie der Erweiterungsbereich befin
den sich im Reserveteil der Düne. Damit kann der
~.usweisung eines Baufensters für die WC-Anlage
nicht stattgegeben werden.

Hinweis zu den Teilflächen 1, 5,7,9, 10 und 12 Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Bei diesen Teilflächen handelt es sich überwiegend Zu den Teilflächen 9, 10, 12 ergänzend so..
um Grundstücke, welche sich im Eigentum des
Landes M-V befinden. Baurecht kann in diesen
Bereichen nur mit Einverständnis des Eigentümers
erlangt werden, nachfolgend sind entsprechende
privatrechtliche Regelungen erforderlich. Als
jrundstücksverwaltende Dienststelle können diese
ion mir jedoch nur unter Berücksichtigung der
durch mich zu vertretenden öffentlich-rechtlichen
Belange (hier: Küstenschutz) getroffen werden.

reilnäche 17, Abgang 76 und Teilfläche 18, Abganc Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
zz
Für das im Teilbereich 17 ausgewiesene Baufens
er erfolgte bereits meine Beteiligung im Bauge
nehmigungsverfahren für die Errichtung einer
Strandtoilette und Rettungsturm.
Für das im Teilbereich 18 ausgewiesene Baufens
ter erfolgte noch kein Baugenehmigungsverfahren.
Grundsätzlich stehen Belange des Küstenschutzes
der Errichtung eines Rettungsturms in dem ange
gebenen Bereich bei einer baulichen Gestaltung
unter analoger Beachtung von Pfahlgründung und
Höhe der Konstruktionsunterkante als Vorsorge-
maßnahme zum Schutz vor nachteiligen Hoch
vasserfolgen und zur Schadensminimierung nicht
entgegen.
Sofern noch nicht geschehen, sind mit dem Land
M-V die entsprechenden privatrechtlichen Rege
lungen zu treffen.

Festsetzung für alle Bereiche des BBP Hinweis kann nicht berücksichtigt werden, da § 9(2)
Nachfolgende Festsetzung ist für den gesamten BauGB hierfür kein zulässiges Festsetzungsinstrument
BBP aufzunehmen: ist.
Für alle baulichen und sonstigen Nutzungen Die Bedingung, sofern Belange des Küstenschutzes als
des BBP hat gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 die Fest- öffentliche Aufgabe nicht entgegenstehen, ist für den
setzung zu erfolgen, dass diese nur zulässig einzelnen Bauherrn nicht objektiv nachprüfbar, sondern
sind, sofern Belange des Küstenschutzes als beruht auf der Einschätzung einer Behörde. Diese Ein-
öffentliche Aufgabe nicht entgegenstehen. schätzung unterliegt offensichtlich auch Änderungen, die
Dies kann z. B. nach Extremereignissen mit erheb- nur auf geänderte wasserrechtliche Bewertungsmaßstä
lichem Küstenrückgang oder bei langfristigem und be zurückgehen. Zudem ist fraglich, ob die Bedingung
nicht aufzuhaltenden Uferlinienrückgang der Fall überhaupt innerhalb des Planungshorizonts des Bebau
sein, aber auch wenn Unterhaltungs- und Ertüchti- ungsplans eintritt, schließlich werden für die Standsi
gungsmaßnahmen an den Küstenschutzanlagen cherheit aufwendige Maßnahmen vorgesehen, die auch
dies erfordern. Extremereignisse mit erheblichem Küstenrückgang

überstehen.
Die berechtigten Belange bleiben jedoch auch ohne die
vorgeschlagene Festsetzung nicht unberücksichtigt, da
~um Einen aus einer objektiv geänderterAusgangslage
nach § 1 (3) BauGB ein Planungserfordernis resultiert
(z.B. Anpassung oderAufhebung des Bebauungsplans),
zum Anderen die Flächen im öffentlichen Besitz des
Landes stehen (so.), so dass eine auflösende Bedin
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gung in d~n ~ivatrechtlichen Regelungen berücksichtigt
werden kann.

\bwassersammeltanks Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Begründung
Unter 2.2. Erschließung ist angeführt, dass der wird angepasst.
Gemeinde Ostseebad Binz die Verkehrssiche
rungspflicht für die Leitungen und Anlagen (Tanks)
obliegt. Des Weiteren sind unter Unterpunkt 8.
fechnische Anforderungen an Abwassersammel
Lanks beschrieben.
In diesem Zusammenhang weise ich nochmals
darauf hin, dass jegliche Errichtung von Abwasser
sammeltanks (unterirdischer Einbau oder Aufstel
len), auch als Ubergangslösung bis zur Schaffung
ion Anschlusspunkten an die zentrale Kanalisation
im Promenadenbereich, nicht zugestimmt wird.
Die entsprechenden Passagen sind zu streichen.

Sonstiges Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Strand als
Nie schon in meiner Stellungnahme zum BBP Nr. naturbelassene Erholungsfläche entspricht am ehesten
29 erwähnt, erschließt sich mir nicht die Darstel- der Flächennutzungskategorie der Grünflächen, die Nut
lung des Strandes als Grünfläche. tung als Badeplatz wird in § 9 BauGB ausdrücklich als
Ich empfehle die Ergänzung der Planzeichen um mögliche Zweckbestimmung von Grünflächen angespro
eine gesonderte Darstellung als Strand. chen. Die spezifische Ausformung wird mit der Zweckbe

stimmung Strand berucksichtigt.

~us der Sicht der von meinem Amt zu vertretenden Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Belange des Immissionsschutz- und Abfall-
rechts bestehen zur o. a. Planungsabsicht keine
Bedenken und Hinweise.

1.3) Zweckverband Wasserversorgung und Abwasserbehandlung Rügen

~.nregungen und Bedenken Abwägung

Stellungnahme vom 23.01.2020 Hinweis wird zur Kenntnis genommen, s.u..
Unsere Stellungnahme vom 20.04.2018 hat wei
.erhin Gültigkeit.

Stellungnahme vom 20.04.2018 s.u.
der ZWAR als Träger der öffentlichen Wasserver
sorgung und Abwasserbeseitigung gern. § 3 Abs. 1
Verbandssatzung i.V.m. §~ 40, 43 Wassergesetz
des Landes M-V (LWaG) erklärt:

Trinkwasserversorgung Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Die Wasserversorgung kann über die öffentlichen
\nlagen des ZWAR abgesichert werden. Dies
bedeutet nicht, dass Betriebsanlagen des ZWAR
diese Funktion bis in den Strandbereich hinein
übernehmen. Die Herstellung der jeweils erforder
lichen Anschlussleitung ist gesondert gemäß § 9
\bs. 3 Wasserversorgungssatzung zu beantragen.
Die technischen Anschlussbedingungen werden im
\ntragsverfahren für den Anschluss der Baulich
keiten bestimmt. Die periodische Nutzung bedingt
eine zusätzliche, über das übliche Maß eines An
schlusses hinausgehende, Erteilung von Auflagen!
Die Festlegung erfolgt im Versorgungsvertrag.

Schmutzwasserentsorgung Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
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Die Schmutzwasserentsorgung kann über die öf
‘entliehen Anlagen des ZWAR abgesichert werden.
Der Anschluss der den Baulichkeiten dienenden
Entwässerungsanlage ist gesondert gemäß § 5
~bs. 1 Abwasseranschlusssatzung zu beantragen.
Diese Anlage wird keine Einrichtung des ZWAR
sondern verbleibt beim Grundstückseigentümer.

2) Behörden ohne Anregungen und Hinweise

— Evangelisches Pfarramt Bina (08.01 .2020)

3) benachbarte Gemeinden ohne Anregungen und Hinweise

— Stadt Sassnitz (22.01.2020)

Gem&nde OB Binz, 1. Änd.+ Erg. BP Nr.29 „Strandversorgung“,
Abwägung nach § 3 (2) und § 4 (2) BauGB

Niederschlagswasserentsorgung Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Für Niederschlagswasser, das auf den Grundstü
cken verwertet oder versickert wird, entfällt jedoch
jern. § 40 Abs. 3 Nr. 2 LWaG M-V die Pflicht zur
Beseitigung durch den ZWAR. Zur Beseitigung
dieses Abwassers wäre derjenige verpflichtet, bei
dem das Abwasser anfällt.

Breitbandnetz Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Der Bau eines passiven Breitbandnetzes im dorti
gen Bereich ist nicht vorgesehen.

4llgemeine.s / Voraussetzungen Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Die Schaffung ordnungsgemäßer Erschließungs
anlagen erfolgt auf formalen Antrag für die Grund
stücksanschlüsse entsprechend den Bestimmun
gen in unseren Anschlusssatzungen und den an
erkannten Regel der Technik.

1.4) Landesforst Mecklenburg-Vorpommern

ftnregungen und Bedenken Abwägung

Stellungnahme vom 29.01.2020 Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Strand im
im Ergänzungsbereich der Teilfläche 17 zwischen Bereich des Strandzugangs (15 m jeweils beidseits der
Block 4 und 5 gab es zur Errichtung des Rettungs- ~chse) liegt außerhalb des 20 m Waldabstands. Die
:urmes eine Waldumwandlung und eine Ausnahme Naldkante sowie der 20 m Waldabstand sind nachricht-
Ion der Einhaltung des Waldabstandes. Für die lich in der Planzeichnung vermerkt.
saisonale Strandversorgung innerhalb dieses Be
reichs gilt die Ausnahmegenehmigung nicht. Hier
ist ein Waldabstand von 20 m zur grün einge
zeichneten Waldgrenze einzuhalten.

Der Ergänzungsbereich der Teilfiäche 18, nördlich Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Ion Block V, befindet sich außerhalb des 20 m
Naldabstandes, der für die Proraer B-Pläne fest
gesetzt wurde.

Der Änderungsbereich der Teilflächen 1, 5, 7, 9 Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
und 10 berühren keine forstbehördlichen Belange.

Das forstbehördliche Einvernehmen wird nur er- s.o.
eilt, wenn für alle Teilflächen, bei denen eine sai- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

sonale Strandversorgung vorgesehen ist, ein
Naldabstand von 20 m eingehalten wird.

Die Stellungnahme ergeht unbeschadet privater Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Rechte Dritter.
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4) Amt für Raumordnung und Landesplanung Vorpommern

— Es liegt keine Stellungnahme vor.

5) Stellungnahmen der Öffentlichkeit

— Es liegt keine Stellungnahme vor.

Gemeinde Ostseebad Binz, August 2020
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